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A K T U E L L E S 
 

Rückwirkende Anpassung des Zins-
satzes für Steuernachzahlungen 

und/oder Steuererstattungen ab 2019; 
zunächst nur ein sogenannter Refe-

rentenentwurf 
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Ihr Ansprechpartner: 
 

 
 
             Roland Franz 
               Steuerberater 
 
              Tel. 0201 81 09 50 
                 Mail: kontakt@franz-partner.de 
 
              Essen, 15. März 2022 
 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Das Fazit vorweg:  
 
Der Zinssatz für Zinsen (nach § 233a Abgabenordnung - AO) wird für Verzinsungszeit-
räume ab dem 1. Januar 2019 rückwirkend auf 0,15% pro Monat (das heißt 1,8% pro 
Jahr) gesenkt und damit an die verfassungsrechtlichen Vorgaben angepasst. 
 
Der Hintergrund: 
 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit seinem am 18. August 2021 veröffent-
lichten Beschluss (Fn 1) die Vollverzinsung (Fn 2) dem Grunde nach als verfassungsge-
mäß bestätigt. Beanstandet wurde aber, dass der Gesetzgeber den dabei angewende-
ten, festen Zinssatz von 0,5 % je vollem Zinsmonat jedenfalls seit 2014 hätte anpassen 
müssen. Dieser Zinssatz darf für Verzinsungszeiträume bis 31. Dezember 2018 weiterhin 
von der Finanzverwaltung angewandt werden. 
 
Die Unvereinbarkeitserklärung hat für Verzinsungszeiträume ab 1. Januar 2019 aber zur 
Folge, dass Gerichte und Verwaltungsbehörden diese Normen insoweit nicht mehr an-
wenden dürfen, laufende Verfahren waren und sind auszusetzen (Anwendungsverbot für 
Verzinsungszeiträume ab 1. Januar 2019). 
 
Der Gesetzgeber wurde durch das Bundesverfassungsgericht verpflichtet, bis Ende Juli 
2022 für alle offenen Fälle eine rückwirkende verfassungsgemäße Neuregelung des 
Zinssatzes für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen für Verzinsungszeiträume ab 1. Ja-
nuar 2019 zu treffen.  
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Der Referentenentwurf lautet nun: 
 
„Der Zinssatz für Zinsen nach § 233a AO wird für Verzinsungszeiträume ab dem 1. Ja-
nuar 2019 rückwirkend auf 0,15% pro Monat (das heißt 1,8% pro Jahr) gesenkt und da-
mit an die verfassungsrechtlichen Vorgaben angepasst. Die Angemessenheit dieses 
Zinssatzes ist unter Berücksichtigung der Entwicklung des Basiszinssatzes nach § 247 
BGB alle drei Jahre mit Wirkung für nachfolgende Verzinsungszeiträume zu evaluieren, 
erstmals zum 1. Januar 2026. Damit wird den Forderungen des BVerfG Rechnung getra-
gen. Die Neuregelung gewährleistet Rechts- und Planungssicherheit für Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen und Finanzbehörden und ist - wie bisher - einfach in der prakti-
schen Anwendung. Bei der rückwirkenden Neuberechnung der Zinsen wird dem Ver-
trauensschutz (Fn 3) Rechnung getragen.“ (Fn 4)  

Noch in der Diskussion: 

Denkbar wäre auch eine - zumindest vorübergehende - Abschaffung der Vollverzinsung 
oder die Anordnung eines am Basiszinssatz angelehnten, vollständig oder stufenweise 
flexiblen Zinssatzes für Zinsen nach § 233a AO; eine Evaluierungsklausel wäre dann 
entbehrlich. 

Wie gesagt: Ein erster Entwurf….. Wir werden Sie auf dem Laufenden halten. 
 
Fußnoten: 

(1) Beschluss vom 8. Juli 2021 - 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 (BGBl. I 2021 S. 4303) 
(2) nach § 233a der Abgabenordnung (AO) 
(3) durch Anwendung des § 176 Absatz 1 Nummer 1 AO 
(4) § 138e Absatz 3 und § 138h Absatz 2 AO werden an die Vorgaben der der durch die Richtlinie 

(EU) 2018/822 des Rates vom 25. Mai 2018 (ABl. L 139 vom 5.6.2018) geänderten Richtlinie 
2011/16/EU (Amtshilferichtlinie) angepasst. 

Mit freundlichen Grüßen  
 
Roland Franz & Partner 
 
Roland Franz 
Steuerberater 
 
 
 

Haben Sie noch Fragen? Gerne können Sie uns per Telefon oder E-Mail erreichen. 
Wir sind für Sie da! 

 
Weitere Informationen über unser Unternehmen erhalten Sie im Internet unter 

www.franz-partner.de 
 

 
 


